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Eine notwendige Voraussetzung

Hintergrund: Gleichstellung der Geschlechter bei der Gestaltung des EU-Sozialrechts

Die technische und institutionelle Umgestaltung des EU-Antidiskriminierungsrechts

Die Schlüsselbegriffe des Antidiskriminierungsrechts, Fokus auf Rechtsprechung



Hintergrund

Aus der Rechtsprechung des
EuGH in:
Defrenne 

Rs. 80/70 von 25-5-5-71
Rs. 43/75 vom 8-4-76

Rs. 149/77 vom 15-6-78

Über P-S 
Rs. 13/94 vom 30-4-96

Bis zu
Achat-Test 

Rs. 236/09 vom
1-3-2011



Die neuen Grenzen des Gleichheitsgrundsatzes im EU-Recht

Vertrag von Lissabon 2009 
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Maastricht 
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Amsterdam 1997 
(1999)

Primärrecht
Vertrag zur Gründung der EWG 
1957 (ART. 119)

Vertrag von Nizza und
Charta der Grundrechte

Entwurf eines 
Verfassungsvertrages

Rom, 29. Oktober 2004

Gender Mainstreaming
(1996)

EuGH Defrenne 1 EuGH Mangold, 
Coleman, Test 

Achats....EuGH P v. S. 



Die Kombination des ursprünglichen Rechts der Verträge und der 
Charta der Grundrechte

Art. 141 EGV, jetzt Art.157 AEUV - Art.20 - 23

Sekundäres Gemeinschaftsrecht:
Richt. 75/117 - Richt. 76/207 - Richt. 98/70 - 86/378/EG in der Fassung der Richt. 
1996/97/EG Richt. 2002/73 - Richt. 2004/113

RL 2006/54 (Rahmenrichtlinie) zur Verwirklichung des Grundsatzes der Chancengleichheit
und Gleichbehandlung von Männern und Frauen in Arbeits- und Beschäftigungsfragen
(Neufassung)

Neufassung, weil sie die Bestimmungen der früheren Richtlinien über die
Gleichbehandlung von Männern und Frauen beim Zugang zur Beschäftigung, zur
Berufsbildung und zum beruflichen Aufstieg, im Bereich der betrieblichen Systeme der
sozialen Sicherheit, im Bereich des gleichen Entgelts und die Regeln über die Beweislast
bei Diskriminierung aufgrund des Geschlechts, auch im Lichte der Rechtsprechung des
EuGH, harmonisiert.



Das Metamodell: Geschlecht, Instrumente des
Antidiskriminierungsrechts und Ausweitung auf andere Risikofaktoren
als das Geschlecht

Primärrecht:
Artikel 13 des EG-Vertrags in der Fassung von Amsterdam und Nizza im Jahr 2000, der zu
Artikel 19 AEUV wurde.
Charta der Grundrechte 2000 (mit verbindlichem Charakter, anerkannt in Lissabon im
Dezember 2007, in Kraft getreten im Dezember 2009)

Sekundärrecht:
Richt. 2000/43 und Richt. 2000/78
Aussetzung des Verfahrens zur Genehmigung der anderen/jenseits der Richtlinie (auch
horizontale Richtlinie genannt, die für die verschiedenen Anwendungsbereiche der oben
genannten Rechtsvorschriften erforderlich ist).



Schlüsselpunkte
- Konsolidierung des Zusammenhangs zwischen Geschlecht und anderen Risikofaktoren in der
Rechtsprechung des Gerichtshofs

- Harmonisierung der Instrumente des Antidiskriminierungsrechts

- Verbesserung der Verbindung zwischen Diskriminierungsverboten und Grundrechten

- Der Einfluss des Antidiskriminierungsrechts auf Techniken zum Schutz der Rechte von
Arbeitnehmern und Arbeitnehmerinnen

- Ausweitung des Anwendungsbereichs von Verboten "über die Arbeit hinaus"



Die Charta der Grundrechte

Artikel 21
Nichtdiskriminierung
(1) Diskriminierungen, insbesondere wegen des Geschlechts, der Rasse, der Hautfarbe, 

der ethnischen oder sozialen Herkunft, der genetischen Merkmale, der Sprache, der 
Religion oder der Weltanschauung, der politischen oder sonstigen Anschauung, der 
Zugehörigkeit zu einer nationalen Minderheit, des Vermögens, der Geburt, einer 
Behinderung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung, sind verboten.

(2) Im Anwendungsbereich des Vertrags zur Gründung des Europäischen Gemeinschaft 
und des Vertrags über die Europäische Union ist unbeschadet der besonderen 
Bestimmungen dieser Verträge jede Diskriminierung aus Gründen der 
Staatsangehörigkeit verboten.

Artikel 23
Gleichstellung von Frauen und Männern
Die Gleichheit von Männern und Frauen ist in allen Bereichen, einschließlich der
Beschäftigung, der Arbeit und des Arbeitsentgelts, sicherzustellen.
Der Grundsatz der Gleichheit steht der Beibehaltung oder der Einführung spezifischer
Vergünstigungen für das unterrepräsentierte Geschlecht nicht entgegen.



Verbote im Zusammenhang mit atypischen Arbeitsrichtlinien wurden als
"Grundsätze des gemeinschaftlichen Sozialrechts" (EuGH Del Cerro
Alonso) definiert, obwohl der Gerichtshof sie vom Standpunkt der
Funktionsweise her gleich behandelt....

Verbote im Zusammenhang mit subjektiven Faktoren: Sie 
werden in Artikel 21 der Charta anerkannt.

Zusammenhang zwischen 
Nichtdiskriminierungsgrundsätzen und Grundrechten 

nach der Charta 



Vom theoretischen System zur technisch-rechtlichen Praxis:
das Potenzial eines mehrstufigen Vergleichs in Bezug auf die
Nichtdiskriminierung
Voraussetzung für diese erweiterte - weil flexible - Anwendung der Charta der Grundrechte,
ausgehend von der Nichtdiskriminierung, ist das Vorhandensein von als "weitreichend"
definierten Richtlinien: Dies sind insbesondere die so genannten Richtlinien der zweiten
Generation (Nr. 2000/43 und 2000/78), die durch weite und allgemeine Bestimmungen
gekennzeichnet sind, deren konkrete Konnotationen durch die Rechtsprechung des
Gerichtshofs festgelegt werden.

Dies bietet eine Lesart des Rechts, nicht diskriminiert zu werden, als zentralen Wert im
Prozess der Bekräftigung des Gleichheitsgrundsatzes.

EU-konforme Auslegung

Vorabentscheidungsersuchen
nationaler Gerichte aller

Instanzen an den EuGH und 
(mögliche) Nichtanwendung

Präzise Informationen: vom Fall 
bis zur Technik!



Schlüsselbegriffe



Diskriminierungsverbote: Was sind die
objektiven und subjektiven
Anwendungsbereiche der Richtlinie
2006/54?



Objektiver Anwendungsbereich
Die Richtlinie 2006/54 verbietet die Diskriminierung zwischen Männern und Frauen:

•Zugang zur Beschäftigung (Selbständige und Arbeitnehmer), zum beruflichen Aufstieg und zur 
beruflichen Bildung

•Arbeitsbedingungen, einschließlich Entlassung und Bezahlung

•in den betrieblichen Systemen der sozialen Sicherheit 

Die Richtlinie 2004/113 verbietet die Diskriminierung von Männern und Frauen beim Zugang zu 
und bei der Versorgung mit Gütern und Dienstleistungen, mit Ausnahme des Bereichs Privat-
und Familienleben.



Subjektiver Anwendungsbereich
Die Richtlinie 2006/54 verbietet die Diskriminierung zwischen Männern und Frauen:

die Erwerbsbevölkerung, einschließlich der Selbständigen, der Arbeitnehmer, deren Tätigkeit
durch Krankheit, Mutterschaft, Unfall oder unverschuldete Arbeitslosigkeit unterbrochen wird,
sowie der Arbeitssuchenden, der Arbeitnehmer im Ruhestand und der behinderten Arbeitnehmer
und derjenigen, die gemäß den nationalen Rechtsvorschriften und/oder Praktiken Anspruch
erheben.

Der Gerichtshof hat entschieden, dass der Anwendungsbereich des Grundsatzes der
Gleichbehandlung von Männern und Frauen nicht auf das Verbot der Diskriminierung aus
Gründen des Geschlechts beschränkt werden kann. Dieser Grundsatz gilt angesichts seines
Zwecks und der Art der Rechte, die er schützen soll, auch für Diskriminierungen aufgrund einer
Geschlechtsumwandlung.



Ein notwendiger Vergleich mit anderen 
Richtlinien: Gibt es eine Hierarchie im EU-
Recht?



Im Rahmen der auf die Gemeinschaft übertragenen Zuständigkeiten gilt diese 
Richtlinie für alle Personen in öffentlichen und privaten Bereichen, einschließlich 
öffentlicher Stellen, in Bezug auf:

a) die Bedingungen - einschließlich Auswahlkriterien und Einstellungsbedingungen 
- für den Zugang zu unselbständiger und selbständiger Erwerbstätigkeit, 
unabhängig von Tätigkeitsfeld und beruflicher Position, sowie für den beruflichen 
Aufstieg;

b) den Zugang zu allen Formen und allen Ebenen der Berufsberatung, der 
Berufsausbildung, der beruflichen Weiterbildung und der Umschulung 
einschließlich der praktischen Berufserfahrung;

c) die Beschäftigungs- und Arbeitsbedingungen, einschließlich 
Entlassungsbedingungen und Arbeitsentgelt;

d) die Mitgliedschaft und Mitwirkung in einer Arbeitnehmer- oder 
Arbeitgeberorganisation oder einer Organisation, deren Mitglieder einer 
bestimmten Berufsgruppe angehören, einschließlich der Innanspruchnahme der 
Leistungen solcher Organisationen;

e) den Sozialschutz, einschließlich der sozialen Sicherheit und der 
Gesundheitsdienste;

f) die sozialen Vergünstigungen;

g) die Bildung;

h) den Zugang zu und die Versorgung mit Gütern und Dienstleistungen, die der 
Öffentlichkeit zur Verfügung stehen, einschließlich von Wohnraum..

Gleichbehand
lung und 
rassische und 
ethnische 
Herkunft
(RL 2000/43)



Im Rahmen der auf die Gemeinschaft übertragenen Zuständigkeiten gilt 
diese Richtlinie für alle Personen in öffentlichen und privaten Bereichen, 

einschließlich öffentlicher Stellen, in Bezug auf

a) die Bedingungen - einschließlich Auswahlkriterien und 
Einstellungsbedingungen - für den Zugang zu unselbständiger und 
selbständiger Erwerbstätigkeit, unabhängig von Tätigkeitsfeld und 

beruflicher Position, einschließlich des beruflichen Aufstiegs;

b) den Zugang zu allen Formen und allen Ebenen der Berufsberatung, der 
Berufsausbildung, der beruflichen Weiterbildung und der Umschulung, 

einschließlich der praktischen Berufserfahrung;

c) die Beschäftigungs- und Arbeitsbedingungen, einschließlich der 
Entlassungsbedingungen und des Arbeitsentgelts;

d) die Mitgliedschaft und Mitwirkung in einer Arbeitnehmer- oder 
Arbeitgeberorganisation oder einer Organisation, deren Mitglieder einer 

bestimmten Berufsgruppe angehören, einschließlich der Inanspruchnahme 
der Leistungen solcher Organisationen.

Diese Richtlinie betrifft nicht unterschiedliche Behandlungen aus Gründen 
der Staatsangehörigkeit und berührt nicht die Vorschriften und 

Bedingungen für die Einreise von Staatsangehörigen dritter Länder oder 
staatenlosen Personen in das Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten oder 

deren Aufenthalt in diesem Hoheitsgebiet sowie eine Behandlung, die sich 
aus der Rechtsstellung von Staatsangehörigen dritter Länder oder 

staatenlosen Personen ergibt.

Die Mitgliedstaaten können vorsehen, dass diese Richtlinie hinsichtlich von 
Diskriminierungen wegen einer Behinderung und des Alters nicht für die 

Streitkräfte gilt.. 

Gleichbehandlung in Beschäftigung und Beruf (RL 2000/78)



Unmittelbare Diskriminierung – rechtl. Definition
- Unmittelbare Diskriminierung liegt vor, wenn eine
Person aufgrund ihres Geschlechts in einer vergleichbaren
Situation schlechter als eine andere Person behandelt wird,
wurde oder werden würde.
- jede unmittelbare Diskriminierung aufgrund des
Geschlechts, einschließlich der ungünstigeren Behandlung
von Frauen aufgrund von Schwangerschaft und
Mutterschaft, ist verboten.



Die konstituierenden Elemente der
Diskriminierung (Ziel: kein Vorsatz zur
Diskriminierung notwendig):
• unterschiedliche (ungünstigere) Behandlung
• vergleichende Beurteilung (flexibel: vergleichbare, virtuelle

und hypothetische Arbeitnehmer/Frauen)
• kausaler Zusammenhang (aufgrund von....)
• Keine Rechtfertigungsmöglichkeit



Fokus des EuGH auf der Struktur und dem Funktionieren des 
Verbots der umittelbaren Diskriminierung aufgrund des
Geschlechts

Macarthys C-129/79

Thibault C-136/95

Dekker C-177/88

http://curia.europa.eu/juris/showPdf.jsf?text=&docid=90506&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=2658139
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=43809&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=2658139


Auslegungsprobleme
Die Gründe für die Rechtfertigung und Ausnahmen von der
Anwendung des Verbots: Bei der unmittelbaren
Diskriminierung keine Rechtfertigung zulässig!
Worin besteht der Unterschied zwischen
Ausnahmeregelungen und Rechtfertigungen im
Antidiskriminierungsrecht?



Eine allgemeine Ausnahme von der Gleichbehandlung in Bezug auf den Zugang zur
Beschäftigung, zur Berufsbildung sowie zum beruflichen Aufstieg und zu den
Arbeitsbedingungen.

(Artikel 14.2 der Richtlinie 2006/54) 

Die Mitgliedstaaten können im Hinblick auf den Zugang  zur Beschäftigung einschließlich der zu 
diesem Zweck erfolgenden Berufsbildung vorsehen, dass eine Ungleichbehandlung wegen eines 
geschlechtsbezogenen Merkmals keine Diskriminierung darstellt, wenn das betreffende Merkmal 
aufgrund der Art einer bestimmten beruflichen Tätigkeit oder der Bedingungen ihrer Ausübung 
eine wesentliche und entscheidende berufliche Anforderung darstellt, sofern es sich um einen 
rechtmäßigen Zweck und eine angemessene Anforderung handelt.

Schwerpunkt EuGH: Sirdar C-273/97, Kreill C-285/98



Die Frage der Mutterschafts- und Elternbehandlung

- Die Entwicklung von Mutterschaftsfällen, von Mutterschutzbehandlungen zu Fragen der
Elternschaft (die Stellung von Vätern und Müttern im EU-Antidiskriminierungsrecht)

- Der Zusammenhang zwischen der Richtlinie 92/85 zum Schutz der Gesundheit von Schwangeren
und der Richtlinie 2010/18 über Elternurlaub

- Die Behandlung von Vätern im EU-Antidiskriminierungsrecht (von Hofmann 1984 bis Marc
Betriu Montull 2013)

Schwerpunkt EuGH : Dekker C-177/88; Brown C-394/96; 
Paquay C-460/06; Mayr C-506/06



Elternschaft, Diskriminierung und die Familie im Wandel

Die Fälle des EU-Gerichtshofs:

EuGH 26.2.2008, C-506/06, Mayr, eine Klage auf Entlassung eine Arbeitnehmerin, die sich einer In-vitro-Fertilisation
unterzieht;

EuGH 18.3.2014, C-167/12, CD/ST und EuGH 18.3.2014, C-363/12, Z/ A Regierungsabteilung, Der Vorstand einer
Gemeindeschule, die sich beide mit der Behandlung der Mutter befassen, die sie in zwei verschiedenen Fällen von
Ersatzmuttervereinbarung nach britischem und irischem Recht beauftragt hat.

Die Überlegungen: Der Gerichtshof bestätigt den Ausschluss jeglicher Anerkennung des Mutterschaftsurlaubs, auch
wenn die Mutter, wie im irischen Fall, "das Kind tatsächlich nach der Geburt stillen oder das Kind in irgendeiner
Weise stillen kann". Das Antidiskriminierungsgesetz hilft keiner der antragstellenden Mütter, denn "es ist keine
Diskriminierung aufgrund des Geschlechts, wenn ein Arbeitgeber es ablehnt, einer beabsichtigten Mutter, die ein
Kind im Rahmen eines Leihmutterschaftsvertrages bekommen hat, Mutterschaftsurlaub zu gewähren", da die
Richtlinie 2000/78 nicht gilt. weil es keine Diskriminierung aufgrund einer Behinderung ist, die Gewährung von
bezahltem Urlaub in Höhe von Mutterschaftsurlaub oder Adoptionsurlaub an einen Arbeitnehmer, der nicht an
einer Schwangerschaft teilnehmen kann und einen Leihmutterschaftsvertrag abgeschlossen hat, zu verweigern".



Mittelbare Diskriminierung – rechtl. Definition

Situation, in der eine scheinbar neutrale Bestimmung, ein
scheinbar neutrales Kriterium oder eine scheinbar neutrale
Praxis Personen eines Geschlechts gegenüber Personen des
anderen Geschlechts besonders benachteiligen kann, es sei
denn, diese Bestimmung, dieses Kriterium oder diese
scheinbar neutrale Praxis ist durch ein legitimes Ziel objektiv
gerechtfertigt und die Mittel zur Erreichung dieses Ziels sind
angemessen und notwendig;



Auslegung
Die Erfüllung der drei Voraussetzungen

1. Das scheinbar neutrale Kriterium oder die Praxis

2. Die besonders nachteilhafte Situation (der Gruppe.... im
Vergleich zu denen einer anderen Gruppe)

3. Das Beurteilung ob das des Kriterium oder die Praxis objektiv
gerechtfertigt ist (legitimer Zweck und angemessene und
notwendige Mittel: Art. 2 Abs. 2 Buchst. b)))



Schwerpunkt EuGH

- Mittelbar diskriminierende Systeme zur Klassifizierung von Mitarbeitern: Danfoss-Urteil vom
17.10.89 (Rechtssache C-109/88)

- Mittelbare Lohndiskriminierung: Enderby vom 27.10.93 (Rechtssache C-127/92)

- Teilzeitliche und indirekte geschlechtsspezifische Diskriminierung: Jenkins vom 31.03.81
(Rechtssache C-96/80) und Bilka vom 13.05.86 (Rechtssache C-170/84)



Fokus auf Pensionierung und 
Pensionsalter
Richtlinie 2000/78 

Erwägungsgrund (14)

Diese Richtlinie berührt nicht die einzelstaatlichen Bestimmungen über die Festsetzung der 
Altersgrenzen für den Eintritt in den Ruhestand.



Zugang zu Sozialleistungen und sozialer
Sicherheit

Von den Antidiskriminierungsrichtlinien bietet nur die Antirassismusrichtlinie (2000/43) einen
umfassenden Schutz vor Diskriminierung beim Zugang zum Sozialversicherungssystem und
anderen Formen der sozialen Sicherheit. Umfasst ist auch der Zugang zu Sachleistungen, die vom
Staat wechselseitig gestellt werden, wie z.B. öffentliche Gesundheitsversorgung, Bildung und
Sozialversicherung. Die Richtlinie über die Gleichbehandlung von Männern und Frauen im
Bereich des Sozialschutzes verbietet jedoch die Diskriminierung aufgrund des Geschlechts im
begrenzten Rahmen der sozialen Sicherheit.



Sozialschutz, einschließlich Sozialversicherung 
und Gesundheitsversorgung

Über den genauen Umfang dieses Bereichs besteht Unklarheit, da die Richtlinie zur
Gleichbehandlung ohne Begriffsbestimmung auskommt und die Rechtsprechung des
Gerichtshofs ihn noch nicht behandelt hat.

Die Richtlinie über die Gleichbehandlung von Männern und Frauen im Bereich der sozialen 
Sicherheit sieht die Gleichbehandlung bei den gesetzlichen Systemen der sozialen Sicherheit vor.



Gleichstellung der Geschlechter: das
Rechtssystem der EU

RL 79/7 über die Gleichbehandlung von Männern und Frauen im Bereich der sozialen 
Sicherheit (nicht in RL 2006/54 enthalten)

RL 86/378 über die Gleichbehandlung von Männern und Frauen in den betrieblichen 
Systemen der sozialen Sicherheit (verschmolzen mit der Neufassung RL 2006/54)

RL 2004/113 über die Gleichbehandlung von Männern und Frauen beim Zugang zu und 
bei der Versorgung mit Gütern und Dienstleistungen



In Bezug auf die erste Säule: die 
gesetzlichen Sozialversicherungssysteme
Gleichbehandlung im Bereich der sozialen Sicherheit

Richtlinie 96/97/EG des Rates vom 20. Dezember 1996 zur Änderung der Richtlinie 86/378/EWG 
zur Verwirklichung des Grundsatzes der Gleichbehandlung von Männern und Frauen bei den 
betrieblichen Systemen der sozialen Sicherheit

Richtlinie 86/613/EWG des Rates zur Verwirklichung des Grundsatzes der Gleichbehandlung von 
Männern und Frauen, die eine selbständige Erwerbstätigkeit ausüben, ersetzt durch die 
Richtlinie 2010/41/EG.

Richtlinie 86/378 des Rates vom 24. Juli 1986 zur Verwirklichung des Grundsatzes der 
Gleichbehandlung von Männern und Frauen bei den betrieblichen Systemen der sozialen 
Sicherheit

Richtlinie 79/7/EWG des Rates vom 19. Dezember 1978 zur schrittweisen Verwirklichung des 
Grundsatzes der Gleichbehandlung von Männern und Frauen im Bereich der sozialen Sicherheit 



Der Anwendungsbereich des 
Gleichheitsgrundsatzes

1 . Diese Richtlinie findet Anwendung

a) auf die gesetzlichen Systeme, die Schutz gegen folgende Risiken bieten: - Krankheit,

- Invalidität,

- Alter,

- Arbeitsunfall und Berufskrankheit,

- Arbeitslosigkeit;

b) auf Sozialhilferegelungen, soweit sie die unter Buchstabe a) genannten Systeme ergänzen oder 
ersetzen sollen.

2. Diese Richtlinie gilt nicht für Regelungen betreffend Leistungen für Hinterbliebene sowie für 
Regelungen betreffend Familienleistungen, es sei denn, daß es sich um Familienleistungen handelt, die 
als Zuschläge zu den Leistungen aufgrund der in Absatz 1 Buchstabe a) genannten Risiken gewährt 
werden. 



Die Anwendung des Prinzips
Artikel 4

1 . Der Grundsatz der Gleichbehandlung beinhaltet den Fortfall jeglicher unmittelbaren oder 
mittelbaren Diskriminierung aufgrund des Geschlechts, insbesondere unter Bezugnahme auf den Ehe-
oder Familienstand, und zwar im besonderen betreffend:

- den Anwendungsbereich der Systeme und die Bedingungen für den Zugang zu den Systemen,

- die Beitragspflicht und die Berechnung der Beiträge,

- die Berechnung der Leistungen, einschließlich der Zuschläge für den Ehegatten und für 
unterhaltsberechtigte Personen, sowie die Bedingungen betreffend die Geltungsdauer und die 
Aufrechterhaltung des Anspruchs auf die Leistungen.

2. Der Grundsatz der Gleichbehandlung steht den Bestimmungen zum Schutz der Frau wegen 
Mutterschaft nicht entgegen. 



Ein aktuelles Beispiel für die Anwendung der 
Richtlinie 79/7: Fall X (C-318/13)
Daher ist auf die erste Frage zu antworten, dass Art. 4 Abs. 1 der Richtlinie 79/7 dahin auszulegen
ist, dass er einer innerstaatlichen Rechtsvorschrift entgegensteht, aufgrund deren die
unterschiedliche Lebenserwartung für Männer und Frauen als versicherungsmathematisches
Kriterium für die Berechnung der infolge eines Arbeitsunfalls zu zahlenden gesetzlich
vorgeschriebenen Leistungen der sozialen Sicherheit herangezogen wird, wenn bei Verwendung
dieses Kriteriums die an einen Mann zu zahlende einmalige Entschädigungsleistung niedriger
ausfällt als die Entschädigung, die eine gleichaltrige Frau erhalten würde, die sich im Übrigen in
einer vergleichbaren Situation befindet.



Ein Fall von mittelbarer Diskriminierung: Teilzeit und
Zugang zur Altersrente (Fall Moreno C-385/11)
Artikel 4 der Richtlinie 79/7/EWG des Rates vom 19. Dezember 1978 zur schrittweisen
Verwirklichung des Grundsatzes der Gleichbehandlung von Männern und Frauen im Bereich der
sozialen Sicherheit ist so auszulegen, dass er unter Umständen wie denen des
Ausgangsverfahrens einer Regelung eines Mitgliedstaats entgegensteht, nach der
Teilzeitbeschäftigte, bei denen es sich überwiegend um Frauen handelt, gegenüber
Vollzeitbeschäftigten proportional längere Beitragszeiten zurücklegen müssen, um gegebenenfalls
einen Anspruch auf eine beitragsbezogene Altersrente zu haben, deren Höhe proportional zu
ihrer Arbeitszeit herabgesetzt ist.



Ausnahmen vom Gleichheitsgrundsatz (eng 
auszulegen)

Artikel 7

1 . Diese Richtlinie steht nicht der Befugnis der Mitgliedstaaten entgegen, folgendes von ihrem Anwendungsbereich auszuschließen:

a) die Festsetzung des Rentenalters für die Gewährung der Altersrente oder Ruhestandsrente und etwaige Auswirkungen daraus auf andere 
Leistungen;

b) die Vergünstigungen, die Personen, welche Kinder aufgezogen haben, auf dem Gebiet der Altersversicherung gewährt werden ; den 
Erwerb von Ansprüchen auf Leistungen im Anschluß an Zeiträume der Beschäftigungsunterbrechung wegen Kindererziehung;

c) die Gewährung von Ansprüchen auf Leistungen wegen Alter oder Invalidität aufgrund abgeleiteter Ansprüche der Ehefrau;

d) die Gewährung von Zuschlägen zu langfristigen Leistungen wegen Invalidität, Alter, Arbeitsunfall oder Berufskrankheit für die 
unterhaltsberechtigte Ehefrau;

e) die Folgen der zeitlich vor der Verabschiedung dieser Richtlinie liegenden Ausübung eines Rechts, keine Ansprüche zu erwerben oder keine 
Verpflichtungen im Rahmen eines gesetzlichen Systems einzugehen.

2.  Die Mitgliedstaaten überprüfen in regelmässigen Abständen die aufgrund des Absatzes 1 ausgeschlossenen Bereiche, um festzustellen, ob 
es unter Berücksichtigung der sozialen Entwicklung in dem Bereich gerechtfertigt ist, die betreffenden Ausnahmen aufrechtzuerhalten. 



Koordinierung zwischen Beiträgen, Leistungen und Rentenalter
im Zusammenhang mit dem Ruhestand: Schwierigkeiten

Barber-Fall: Der Gerichtshof hielt sowohl die Rentenbeiträge als auch die Leistungen aus einem
privaten Rentensystem jeglicher Art (vorbehaltlich des Vertrags und der Richtlinie über gleiches
Entgelt) für zahlungspflichtig: Die auf Unternehmensebene ausgehandelten Rentensysteme, auch
wenn sie ersatzweise und ergänzend sind, wurden als diskriminierend befunden.

Die Folge? Der Gerichtshof ändert seine Meinung und bezieht das Rentenalter aus der
Anwendung des Gleichheitsgrundsatzes ein, der sich nicht auf die "Arbeitsbedingungen", sondern
auf die Rechtsvorschriften zur sozialen Sicherheit bezieht und daher nicht in die Richtlinie 76/207
(jetzt Richtlinie 2006/54) aufgenommen wurde. Mit der Einbeziehung aller Komponenten der
ausgehandelten Rentensysteme in den Anwendungsbereich von Artikel 157 des
Gleichbehandlungsvertrages (jetzt Artikel 157 AEUV) geht der Gerichtshof so weit, den
Gleichheitsgrundsatz auch auf das Rentenalter auszudehnen, da der Vertrag keine Ausnahmen
vorsieht. Gleiches gilt für den Vorruhestand und für Leistungen an Arbeitnehmer im Falle
wirtschaftlicher Entlassungen.



Die Frage des Renteneintrittsalters

Unterschiedliche Renteneintrittsalter möglich in 
öffentlichen Pensionssystemen

• Art.7.1. Buchstabe A Richt. 79/7

Betriebliche Systeme der sozialen Sicherheit (Art der 
Bezahlung)   

• Art. 2.1. Buchstabe F dir. 2006/54



Die Frage des Rentenalters im öffentlichen Dienst:
Urteil C-46/07 Kommission / Italienische Republik
erklärt, dass die Italienische Republik durch die Beibehaltung der geltenden Rechtsvorschriften,
nach denen Beamte Anspruch auf eine Altersrente in unterschiedlichem Alter haben, je nachdem,
ob sie Männer oder Frauen sind, gegen ihre Verpflichtungen aus Artikel 141 EGV verstoßen hat



Belästigung – rechtl. Definition
Belästigung gilt als Diskriminierung im Sinne des Absatzes 1,
wenn ein unerwünschtes Verhalten im Zusammenhang
mit[rassischer oder ethnischer Herkunft, Alter, Behinderung,
sexueller Orientierung, persönlicher oder religiöser
Überzeugung] mit dem Ziel oder der Wirkung stattfindet, die
Würde einer Person zu verletzen und ein einschüchterndes,
feindseliges, erniedrigendes, demütigendes oder
beleidigendes Umfeld zu schaffen. In diesem Zusammenhang
kann der Begriff der Belästigung im Einklang mit den
nationalen Rechtsvorschriften und Praktiken der
Mitgliedstaaten definiert werden.



Auslegung

Belästigung und Diskriminierung: Würde und Gleichstellung
(oder Gleichbehandlung) und die vergleichende
Beurteilung.... Dogmatische Probleme?

Verlust von begrifflicher Schärfe des Begriffs
Diskriminierung....
Hinweis auf Rs. Coleman und Feryn



Schwerpunkt EuGH: Coleman 2008

Die Richtlinie 2000/78/EG des Rates vom 27. November 2000 zur
Festlegung eines allgemeinen Rahmens für die Verwirklichung der
Gleichbehandlung in Beschäftigung und Beruf und insbesondere ihre Art. 1
und 2 Abs. 1 und 2 Buchst. a sind dahin auszulegen, dass das dort
vorgesehene Verbot der unmittelbaren Diskriminierung nicht auf Personen
beschränkt ist, die selbst behindert sind. Erfährt ein Arbeitnehmer, der
selbst nicht behindert ist, durch einen Arbeitgeber eine weniger günstige
Behandlung, als sie ein anderer Arbeitnehmer in einer vergleichbaren
Situation erfährt, erfahren hat oder erfahren würde, und ist nachgewiesen,
dass die Benachteiligung des Arbeitnehmers wegen der Behinderung seines
Kindes erfolgt ist, für das er im Wesentlichen die Pflegeleistungen erbringt,
deren es bedarf, so verstößt eine solche Behandlung gegen das Verbot der
unmittelbaren Diskriminierung in Art. 2 Abs. 2 Buchst. a der Richtlinie
2000/78.



Gleichstellung "jenseits" der Arbeit: die Frage der
Versicherung
Versicherungsverträge im Test zur Gleichstellung der Geschlechter: der Fall Test Achats vor dem
Europäischen Gerichtshof: nicht rein technische, sondern technisch-politische Fragen angesichts
der Korrelation mit dem Versicherungsmarkt.

Der Fall Test Achats beim EuGH: Die Rechtsfrage ist nicht die Weigerung, einen
Versicherungsvertrag auf der Grundlage des Geschlechts abzuschließen (strafrechtliche Sanktion
in Frankreich, statistisch unbedeutendes Phänomen).

Die rechtliche Frage ist die Definition von Versicherungsprämien und damit verbundenen
Leistungen.



Die Richtlinie, die Verweisung, das Urteil vom 1. März 
2011, die Rechtsbegründung zu Ausnahmeregelungen 

von der Gleichbehandlung

Art. 5, Versicherungsmathematische Faktoren, Absätze 1 und 2

1. Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass 
spätestens bei den nach dem 21. Dezember 2007 

neu abgeschlossenen Verträgen die 
Berücksichtigung des Faktors Geschlecht bei der 

Berechnung von Prämien und Leistungen im Bereich 
des Versicherungswesens und verwandter 

Finanzdienstleistungen nicht zu unterschiedlichen 
Prämien und Leistungen führt.

2. Unbeschadet des Absatzes 1 können die 
Mitgliedstaaten vor dem 21. Dezember 2007 

beschließen, proportionale Unterschiede bei den 
Prämien und Leistungen dann zuzulassen, wenn die 

Berücksichtigung des Geschlechts bei einer auf 
relevanten und genauen 

versicherungsmathematischen und statistischen 
Daten beruhenden Risikobewertung ein 

bestimmender Faktor ist. Die betreffenden 
Mitgliedstaaten informieren die Kommission und 
stellen sicher, dass genaue Daten in Bezug auf die 

Berücksichtigung des Geschlechts als bestimmender 
versicherungsmathematischer Faktor erhoben, 

veröffentlicht und regelmäßig aktualisiert werden. 
Diese Mitgliedstaaten überprüfen ihre Entscheidung 
fünf Jahre nach dem 21. Dezember 2007, wobei sie 

dem in Artikel 16 genannten Bericht der 
Kommission Rechnung tragen, und übermitteln der 

Kommission die Ergebnisse dieser Überprüfung.. 



Eine solche Bestimmung, die es den betreffenden Mitgliedstaaten 
gestattet, eine Ausnahme von der Regel geschlechtsneutraler 

Prämien und Leistungen unbefristet aufrechtzuerhalten, läuft der 
Verwirklichung des mit der Richtlinie 2004/113 verfolgten Ziels der 

Gleichbehandlung von Frauen und Männern zuwider und ist mit den 
Art. 21 und 23 der Charta unvereinbar. Die Ungültigkeit wird jedoch
nicht wie üblich mit rückwirkender Kraft oder mit Wirkung ab dem

Tag des Urteils festgestellt, sondern erst nach Ablauf einer vom
Gerichtshof als 21. Dezember 2012 bezeichneten angemessenen
Übergangsfrist, dem Tag, an dem die Richtlinie auf der Grundlage

von Artikel 16 der Richtlinie zu ändern ist. 

Das Urteil des Gerichtshofs



Kurzfristige Rechtswirkungen 

Es sollte versucht werden, die Auswirkungen des
Urteils auf laufende Verträge zu überprüfen.

Diskontiert, dass das Urteil für zukünftige
Verträge gilt (Abschluss nach dem 21. Dezember
2012).

Der Gerichtshof löst das Problem nicht, schlägt der
Generalanwalt vor, eine angemessene
Übergangsfrist einzuräumen, um die Anpassung an
die neue Regel zu ermöglichen, aber am Ende
dieser Frist muss die Anwendung des
Gleichheitsgrundsatzes auf laufende Verträge
gewährleistet sein.

Das Gewicht des vorherigen .... Barber v. Guardian Royal
Exchange Assurance C- 262/88



Um den Grundsatz der Gleichbehandlung von
Männern und Frauen zu festigen, spricht der
EuGH die Sprache der Grundrechte und handelt
als Verfassungsrichter.

Für die heutige Präsentation kann es keine
andere Schlussfolgerung als diese geben.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.


